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Der Ausschuss möge dem Rat zum Beschluss vorlegen:

Die Verwaltung wird beauftragt noch vor den Sommerferjen 2008 ejnen
Zwischenbericht zum im Jahr 2000 vom Rat beschlossenen Verkehrsentwicklu ngsplan
vorzulegen. Zu prüfen ist insbesondere,

1. welche Maßnahmen ergri f fen wurden, um die priori tären Ziele des VEP, die
Verkeh rsvermeid u rrg, Verkeh rsverlageru ng und verträgl iche Abwicklung des
Verkehrs zu erreichen, und welche Wirkung diese Maßnahmen hatten bzw. haben.

2. welche Anderungen im VEP nohvendig sind, unl den z.T. geänderten
Rahmenbedingungen gerecht zu werden. Dies gi l t  insbesondere im Hinbl ick auf die
zunehmende Notwerrdigkeit und Akzeptanz von Maßnahmen zum Schutz des
Klimas und im Hinbl ick auf die Vorgaben des Bundesimmissionssch utzgesetzes
(Luftoual i tät u. Lärm).

3. welche Maßnahmen aus Sicht der Veruvaltung aus dem VEP gestr ichen bzw
dresem hinzugefÜgt werden sol l ten.

Begründung:

Der Encibericht der Ingen ieu rgemeinschaft schnÜll & Haller zur Integrativen
Verkehrsentwicklungs pla n ung in Gött ingen (VEP) wurde im Jahr 2000 vom Rat

beschlossen. Ein Zwischenbericht zur umsetzung dieser wichtigen Grundlage für die

lJrntn,l'l,r go



I

Verkelr rsplan ung der Stadt scheint notwendig, weil  sich die globalen und lokalen
Ra hmen bed ingungen zum Teil  wesentl ich verändert haben.

An vielen Stel len in Gött ingen wurden Verkehrswege in den vergangenen sieben
Jahren neu-, aus- oder umgebaut, Dabei wurden die im VEP enthaltenen Maßnahmen
zum Teil  ergänzt, verändert oder verworfen. Gleichzeit ig änderten sich die rech ichen
Anforderungen. Beispielsweise erfordern die Rahmen rjchtl inien der Europäischen Union
zur Luftreinhaltung und zum Lärmschutz in naher Zukunft lokale Maßnahmen (2.8. die
Einführung von Umweltzonen), die in den sieben Jahre alten Planungen noch keine
angemessene Berücksichtig u ng f inden konnten. Die aktuel le weltweite Diskussiorr über
den Klimawandel sol l te für Gött ingens Stadtplaner auch Anlass sein, vermehd nach
Möglichkeiten zu suchen, Verkehre nicht nur zu lenken, sondern nachhalt ig zu
vermindern. Zum Teil  sind hier neue Lösungsansätze gefragt, zum Teil  könnte es aber
bereits reichen, auf Maßnahmen des damals abgelehnten Szenarios,,Agenda21"
zurückzug reifen.

Die dem VEP zu Grunde l iegenden Annahnnen sol l ten überprüft werden. Beispielsweise
geht das Maßnah men-Sze n a r io , ,Wandel" (auf das sich der Rat im Jahr 2007 geeinigt
hat) von einer leichten Zunahme des motorisieden Ind ivid ualverkehrs aus. Diese
Zunahme ist - das bestät igen auch die jüngsten Verkehrszählungen - angesichts des
starken Rückgangs der Bevölkeru ngszah len im Umland von Gött ingen und vor dem
Hintergrund rasant steigender Rohölpreise auf dem Weltmarkt nicht mehr zwingend zu
erwarten und l ieße sich mit entsprechenden Maßnairmen gezielt  vermeiden. Die in
diesem Zusammenhang zu diskutierende stärkere Förderung des Radverkehrs und des
OPNV wäre schon deshalb sinnvol l ,  wei l  sich vjele Menschen die Tankfül lung ihres
eigenen PKW angeslchts steigender Benzinpreise schl icht und einfach nicht leisten
können. Hier ist die Stadt auch aus sozialpolt ischer Sicht zunehmend gefordert,  nach
Alternativen zum motorisieden Individua lverkehr zu suchen.

lm Rahmen des Zwischenberichtes sol l te auch ein Abgleich mit dem im vergangenen
Jahr vom Rat beschlossenen Lejtbj id der Stadt erfolgen jn dem viele Ziele für die
Verkehrsplanung bereits neu definiert wurden. Nach Vorlage des Zwisch enberichts
sol l te dann gegebenenfal ls entschieden werden, ob und wann der VEP überarbeitet
werden sol l te. Bei der geplanten Aufstel lung eines neuen Flä chennutzungsplans ist er
eine wesentl iche Planungsgrundlage.
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Zwischenbericht zum VEP

Lieber Herr Dienberg'

wir möchten nachdrücklich an unseren Antrag vom 8 2 2008 erinnern ln diesem Antrag wur-

de die Stadtverwattung autg"ro;0"t";' ;; t; den Sommerferien 20oB unter Berücksichti-

ounq der veränderten RanmenOli'ng'ng"n einen Zwischenbericht zum VerkehrsentwlcK-

Lnoiptan vEp zu erstellen uno outä"iuotzulegen Wir möchten Sie bitten' diesen Zwi-

sch-enbericht zeitnah abzuarbe't"n gntlt"i' 'n SL uns zeitnah und verbindlich mit' wann Sie

äät ä.n.n, in den Ausschüssen vorstellen werden'

A,s Anlage { i rder Sie zudem eir  G'undsatzoapier das auf der Grundlage einer partei inter-

nen Diskussion am g 10.200E o",iu"i',"n r.p"i,tischen Konsens unserer Fraktion wiedergtbt

wir würden uns freuen, *""" ;" ;;; ;;urglirrt"tun prämrssen bei der Erarbeitung des Zwi-

schenberichtes so welt wle moglich BerÜcksichtigung finden

Mlt  f reundl ichem Gruß

Uli Holefleisch
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Intesrierte Planung für Lärmminderung. Klimaschutz und Stadtverkehr

Grundsatzpapier der Ratsfraktion, beschlossen in der parteiintern€n Veranstaltung

,,Saubere Luft und gutes Klima - nicht nur - für Göttingen am 8.10.2008

L Der geserzlich vorgeschriebene Aktionsplan zur gesundhertl ichen Vorsorge vor Schäden durclr Feinsiäube
inc l .  NO x  (Vorgabe der  EU)  und d ie  Rea l is re runs  von Maßnahmen zum Thema Lärmschutz  (Vorgabe der
EU)und K l rnaschutz  (Zusagen der  Bundesrer ie rung)  s lehen ze i tg lc ich  au fder  po l i t i schen Agenda u l ld  be-
diirfen einer integrierten Planung

2.  Auch d ie  S tad t  Göt t ingen s tch t  in  dcr  P t l i ch t  ih rsn  Be i t rag  zum Thema COz zu  l ie fe rn .  D ie  CO:-
Emissionen sollen in l)eutschland nach dcnr tseschluss der Bundcsregierung bis zum Jahr 2020 (gegenüber
1990) um 40% verringert lverden Das bedeutet auch mrndestens 409/o weniger CO2 im Stadtverkehr.

3 .  Par .a l le l  zur  Bekänrp f i rng  gesundher t l i che f  Fo lgen von Fe ins laub (PM l0 )  und Fe ins ts taub (PM 2  5)  ha t  d ic
EU den Staafen, Ländern und Kommunen dre rerrninierte Bekämpfung des Umgebungslärms aufgetrageni
,.Richtl inie 20021,19,'EG des ELr-Parlarnenres und des Rales vom 25 6.2002.)

4. Zwischen den Zielsetzungen und N{aßnahmen bestehen wechselseitige Bezüge und Folgen. die insbesondere
im Hinb l i ck  au f  d ie  Verkehrsentw ick lungsp lanung zu  berL icks ich t igen s ind ,

5 .  Vor  dem Hin tergrund der  ak tue l len  energ ie -  und K i in rad iskuss ion  is l  der , .Ak t ionsp lan  Fe lns laub"  in  e ine
zeitgemäße [Jberarb€ilung d€s Verkeh rsenlwick lu ngsp lanes (V EP) zu integrieren

6.  Der  Vor rang der  Förderung des  Umwelnerbundes lFLrß ,  Rad und ÖPNV)  muss  se inen N iedersch lag  somi t
n ich t  nur  i rn  VEP,  sondern  auch im Akt ionsp la r r  Fe ins taub n iedersch lagen.  '

?. N4aßnahmen des..Aktionsplanes Feinstaubs" dürfen nicht zu Lasten des Umweltverbundes gehen

8. Sofern es sich um Verk€hrslärm handelt - beonders entlang der A7 sowie der Bürgerst., Kassler Landstr..

d ie  Ber l iner  S t r .  und Hannoversche St r .  i s l  cs  auch aus  ökonomischen Cr l inden nö t i8  der . .Ak t ionsp lan

Feinstaub" in f 'r istgerecht mit den von der EU geforderten..Maßnahmen zurn Lärmschutz" abzuslimmen.

9. Die Vcrlagerungen z.B. von LKW- Verkehren aLrf Ringstraßen verteilt die Belastung nach den St -Florians-
prinzip und ist wenig Ziel l i ihrend. da ein Croßtei1 der 0rtl ich wirksamen Feinstaubbelastung als überörtl ich

bedingre H intergr0nd be lastun g bezeichnet r.rird und ihre Ursachen in überörtl ichen, regionalen Quellen hat.

E ine  Ver r ingerLrnq  der  Verursachung is t  p r inz ip ie l l  e iner  Ver lagerung von Emiss ionen vorzuz iehen.

10 .  Insbesondere  d icse  Fe ins ta  L rb-  H in te rgrundb e las lung n lach t  e ine  Abs l im 'nung von Maßnahmen mi t  den

Landkreisen bztv. Landkretsgemeinden und den Land (2. B. Autobahn) dringend erforderlich'

I l. Ohne eine die Blirgerinne und BLirger mitnehmende pannerschaftl iche Öffentl ic hkeitsarbeit werden weder

die Verkehrswende noch der Emissionsschutz in der Bevolkerung Aktzeptanz und Unterstützung finden.

12. Die Vcrwalrung so l l die fi jr das Haushalts.iahr 2009 nötigen Mittel zur Bewältigtrng der vorge-

schriebenen Aufgaben ctatisieren und denr Rat die darLiber hinaus benötigte Mittel darstellen.


